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I. Einleitung

Nachdem im ersten Teil des zweiteiligen Beitrags 
die allgemeinen Anforderungen an Zielvereinba-
rungen in Chefarztverträgen und die rechtlichen 
Grenzen von Zielvereinbarungen behandelt wur-
den, beleuchtet der zweite Teil eine Thematik, die
bereits häufig Gegenstand der arbeitsgerichtlichen
Rechtsprechung war sowie eine solche, die im 
vergangenen Jahr mehrere Landesarbeitsgerich-
te (LAG) beschäftigt hat: Das Nichtzustandekom-
men einer Zielvereinbarung und dessen Rechts-
folgen sowie verspätete Zielvorgaben und deren
Rechtsfolgen. 

Das nachfolgende Urteil des Landesarbeitsgerichts
(nachfolgend: LAG) Schleswig-Holstein zeigt, dass 
auch Entscheidungen der Arbeitsgerichtsbarkeit 
für radiologische Chefärzte von besonderem In-
teresse sein können. Denn in dem von dem LAG 
Schleswig-Holstein zu entscheidenden Fall ging 
es um einen Radiologen, der als Chefarzt der Kli-
nik für diagnostische und interventionelle Radio-
logie und Neuroradiologie tätig war und seine 
Arbeitgeberin wegen einer nicht abgeschlossenen 
Zielvereinbarung auf Schadensersatz verklagte. 
Das LAG Schleswig-Holstein hat den Schadenser-
satzanspruch des Radiologen, dem die variable 
Vergütung wegen des Nichtabschlusses der Ziel-
vereinbarung entgangen war, bejaht. Aber nicht 
nur bei nicht-abgeschlossenen Zielvereinbarun-
gen, sondern auch bei verspätet erfolgten Ziel-
vorgaben oder nicht zu Stande gekommenen 
Zielvereinbarungen stellt sich die Frage, ob die 
Zielvorgabe bzw. die Zielvereinbarung den Arbeit-
nehmer noch motivieren kann, die Ziele zu erfül-
len. 

Während im ersten Teil dieses Beitrags die Steu-
erungsfunktion von Zielvereinbarungen themati-
siert wurde, steht in diesem Teil eine andere Funk-
tion von Zielvereinbarungen im Vordergrund, 
nämlich die Anreizfunktion. Zielvereinbarungen 
sollen den Arbeitnehmer nämlich durch die Ver-
einbarung einer variablen Vergütung dazu moti-
vieren, die in der Vereinbarung niedergelegten 
Ziele zu erreichen. Diese Anreizfunktion können 
Zielvereinbarungen aber dann nicht erfüllen, wenn 
der Arbeitnehmer die Ziele während der Laufzeit 
der Zielvereinbarung gar nicht kannte, weil der 
Arbeitgeber ihmdie Zielvereinbarung nie zur Ver-
handlung vorgelegt hat.

 

II. Rechtsfolgen des Nichtabschluss von 
Zielvereinbarungen am Beispiel des Urteils 
des LAG Schleswig Holstein vom 11.07.2023 
(Az.: 2 Sa 150/22)

Gegenstand des Urteils des LAG Schleswig-Hol-
stein ist ein Radiologe, der als Chefarzt der Klinik 
für diagnostische und interventionelle Radiologie 
und Neuroradiologie bei seiner Arbeitgeberin tätig 
war und der einen Schadensersatzanspruch we-
gen einer unterbliebenen Zielvereinbarung gel-
tend machte. Die Arbeitgeberin und der Radiolo-
ge hatten arbeitsvertraglich festgehalten, dass 
der Radiologe neben der festen Vergütung eine 
erfolgsabhängige Tantieme gezahlt bekommt. In 
einer Tantiemevereinbarung, die dem Arbeitsver-
trag beigefügt war, hieß es, dass die Kriterien zur 
Bestimmung der Höhe der Tantieme (Ziele) spä-
testens bis zum 01.03. des Geschäftsjahres ver-
einbart werden. Regelungen zur Initiativlast der 
Parteien enthielt die Vereinbarung nicht. Im vor-
liegenden Fall unterblieb für das streitgegenständ-
liche Geschäftsjahr 2021 die Vereinbarung der 
Ziele gänzlich.

Der Radiologe machte daraufhin mit Erfolg einen 
Schadensersatzanspruch wegen entgangener va-
riabler Vergütung gem. § 280 Abs. 1, Abs. 3 i.V.m. 
§§ 283 S. 1, 252 BGB geltend.

Das LAG Schleswig-Holstein hat seinen rechtlichen 
Ausführungen Folgendes zur Anreizfunktion von 
Zielvereinbarungen vorangestellt: Zielvereinba-
rungen sollen den Arbeitnehmer dazu motivieren, 
die vereinbarten Ziele zu erreichen. Dabei wurde 
insbesondere unter Bezugnahme auf die Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichts (BAG) auf 
den Leistungs- und Motivationsgedanken von Ziel-
vereinbarungen verwiesen. Weiterhin hat das LAG 
ausgeführt, dass eine dem Leistungssteigerungs- 
und Motivationsgedanken und damit dem Sinn 
und Zweck einer Zielvereinbarung gerecht wer-
dende Aufstellung von Zielen für einen vergange-
nen Zeitraum nicht möglich sei (LAG Schles-
wig-Holstein, Urt. v. 11.07.2023, Az.: 2 Sa 
150/22, Rn. 44, juris).

Weiterhin hat das LAG Schleswig-Holstein bei der 
Bemessung des Umfangs des Schadensersatzan-
spruches nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 283 S. 1 
BGB Ausführungen zu der Beweislastverteilung 
und der Anwendbarkeit der Beweismaßerleichte-
rung des § 287 ZPO gemacht. Aus diesen Ausfüh-
rungen ergibt sich, dass grundsätzlich davon aus-
zugehen ist, dass ein Arbeitnehmer vereinbarte 
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Ziele erreicht hätte, wenn nicht besondere Um-
stände diese Annahme ausschließen. Solche be-
sonderen Umstände hat der Arbeitgeber darzutun 
und gegebenenfalls zu beweisen (LAG Schles-
wig-Holstein, Urt. v. 11.07.2023, Az.: 2 Sa 
150/22, Rn. 53, juris).

Auch mit der Frage der Initiativlast zum Abschluss 
der Zielvereinbarung hat sich das LAG Schles-
wig-Holstein im Rahmen der Prüfung eines imEr-
gebnis abgelehnten Mitverschuldens (§ 254 BGB) 
des Radiologen befasst. Das LAG Schleswig-Hol-
stein hatte sich im vorliegenden Fall mit der Fra-
ge auseinanderzusetzen, ob der Schadensersat-
zanspruch des Radiologen zu mindern ist, weil 
den Radiologen ein Mitverschulden am Nichtzu-
standekommen der Zielvereinbarung träfe. Dies 
hat das LAG-Schleswig-Holstein zurecht verneint. 
Nach dem LAG Schleswig-Holstein habe der Ar-
beitgeber die Initiative zur Führung des Gesprächs
mit dem Arbeitnehmer über eine Zielvereinbarung
zu ergreifen, wenn dies zwischen den Parteien 
nicht eindeutig geregelt sei.

Bei einer nicht zustande gekommenen Zielverein-
barung müsse auch der Arbeitnehmer die Ver-
handlungen über die Zielvereinbarungen anregen. 
In diesem Fall reiche allerdings die Aufforderung 
zu Verhandlungen über die Zielvereinbarung aus 
(LAG Schleswig-Holstein, Urt. v. 11.07.2023, Az.: 
2 Sa 150/22, Rn. 54, juris). Der Radiologe habe 
die Arbeitgeberin jedoch ausreichend deutlich zu 
Verhandlungen aufgefordert, so das LAG Schles-
wig-Holstein. Daher war ein Mitverschulden des 
Radiologen abzulehnen.

Das Urteil des LAG Schleswig-Holstein bestätigt
im Ergebnis die Rechtsprechung des BAG, die seit 
vielen Jahren besteht (BAG, Urt. v. 10.10.2008, 
Az.: 10 AZR 889/07, juris). Bereits im Jahr 2008 
hat das BAG festgehalten, dass die Festlegung 
von Zielen mit Ablauf der Zielperiode unmöglich 
i. S.v. § 275 Abs. 1 BGB wird (BAG, Urt. v. 
10.10.2008, Az.: AZR 889/07, Rn. 12, juris). Da-
her sei der Arbeitgeber bei einer nicht abgeschlos-
senen Zielvereinbarung nach Ablauf der Zielperi-
ode gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 283 S. 1 BGB 
zum Schadensersatz verpflichtet (BAG, Urt. v. 
10.10.2008, Az.: AZR 889/07, Rn. 12, juris).

III. Verspätet abgeschlossene Zielverein-
barungen und verspätete Zielvorgaben

Ein weiteres, sehr aktuelles Thema, welches im 

Jahr 2024 die LAG in Nürnberg, Köln und Hamm 
beschäftigt hat, betrifft verspätete, einseitige Ziel-
vorgaben. Im Gegensatz zu Zielvereinbarungen, 
bei denen eine gemeinsame Festlegung der Ziele 
durch den Arbeitgeber und den Arbeitnehmer er-
folgen muss, kann der Arbeitgeber bei einer Ziel-
vorgabe nach billigem Ermessen die Ziele alleine
vorgeben (Nier, jurisPR-ArbR 44/2024, Anm. 2) . 
Bei Zielvorgaben wird dem Arbeitgeber ein ein-
seitiges Leistungsbestimmungsrecht im Sinne des 
§ 315 Abs. 1 BGB eingeräumt (BAG, Urt. v. 
17.12.2020, Az.: 8 AZR 149/20, Rn. 37, juris). In 
diesem Punkt ist bereits der erste Unterschied zu 
dem Urteil des LAG Schleswig-Holstein zu sehen, 
bei dem es um eine Zielvereinbarung ging, die 
von Arbeitnehmer und Arbeitgeber auszuhandeln
und zu vereinbaren war. Ein weiterer Unterschied 
zu dem unter II. zusammengefassten Urteil des 
LAG Schleswig-Holstein ist in dem Umstand zu 
sehen, dass in den Fällen, in denen die LAG in 
Nürnberg, Köln und Hamm zu entscheiden hatten, 
das Geschäftsjahr, für den die Zielvorgabe gelten
sollte (nachfolgend: Zielperiode) noch nicht voll-
ständig abgelaufen war. Hier stellte sich für die 
LAG insbesondere die Frage nach dem Eintritt der 
Unmöglichkeit nach § 275 Abs.1 BGB.

1. Eintritt der Unmöglichkeit bei verspäte-
ten Zielvorgaben

Alle drei LAG prüften einen Schadensersatzan-
spruch des jeweils klagenden Arbeitnehmers aus 
§§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 283, 252 BGB. Insoweit 
bestimmt § 283 S. 1 BGB, dass der Gläubiger (der 
Arbeitnehmer), sofern der Schuldner (der Arbeit-
geber) nach § 275 Abs. 1 bis Abs. 3 BGB nicht zu 
leisten braucht, unter den Voraussetzungen des 
§ 280 Abs. 1 BGB Schadensersatz statt der Leis-
tung verlangen kann (LAG Nürnberg, Urt. v. 
26.04.2024, 2 Sa 293/23, Rn. 39).

a. Die Unmöglichkeit nach § 275 Abs. 1 BGB

§ 275 Abs. 1 BGB regelt die Fälle, in denen der 
Anspruch auf Leistung ausgeschlossen ist, weil 
diese für den Schuldner (1. Alt.) oder für jeder-
mann (2. Alt.) ausgeschlossen ist. Die. 1. Alt des 
§ 275 Abs. 1 BGB regelt die sogenannte subjek-
tive Unmöglichkeit. Die 2. Alt. des § 275 Abs. 1 
BGB umfasst die sogenannte objektive Unmög-
lichkeit, bei der die Leistung unabhängig von der 
Person des Schuldners schlechthin von nieman-
dem erbracht werden kann (Ernst, in: MüKo, 9. 
Aufl. 2022, BGB, § 275, Rn. 43). Unter der Leis-
tung, die nicht mehr erbracht werden kann, ist 
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im konkreten Fall die Festlegung der Ziele in ei-
ner Zielvorgabe bzw. der Vereinbarung bzw. Ver-
handlung von Zielen in einer Zielvereinbarung zu 
verstehen.

In dem Fall, den das LAG Schleswig-Holstein zu 
entscheiden hatte, war die Unmöglichkeit nach  
§ 275 Abs. 1 2. Alt. BGB unzweifelhaft eingetre-
ten, da die Zielperiode bereits abgelaufen war 
und die Zielvereinbarung nach Ablauf der Zielpe-
riode keine Anreizfunktion mehr entfalten konn-
te (LAG Schleswig-Holstein, Urt. v. 11.07.2023, 
Az.: 2 Sa 150/22, Rn. 49, juris). 

Da in den von den drei LAG zu entscheidenden 
Fällen die Zielperiode noch nicht abgelaufen war, 
stellte sich in diesem Zusammenhang die Frage, 
ob eine Unmöglichkeit der Zielvorgabe bereits 
dann vorliegt, wenn die Zielvorgabe erst wäh-
rend der laufenden Zielperiode abgeschlossen 
wird und dem Arbeitnehmer so weniger Zeit zum 
Erreichen der Ziele verbleibt.

b. Die Entscheidungen der LAG Köln, Nürn-
berg und Hamm

Sowohl das LAG Köln, als auch das LAG Nürn-
berg und zuletzt das LAG Hamm bejahten einen 
Schadensersatzanspruch des jeweils klagenden 
Arbeitnehmers gem. §§ 280 Abs. 1, Abs. 3, 283 
S. 1 BGB und den Eintritt der rechtlichen Unmög-
lichkeit auch bei einer verspäteten Zielvorgabe.

Den Auftakt zur Rechtsprechung rund um ver-
spätete Zielvorgaben im Jahr 2024 machte das 
LAG Köln im Februar 2024. In dem Fall, den das 
LAG Köln zu entscheiden hatte, war der Zeit-
punkt der Festsetzung der Ziele streitig. Das LAG 
Köln nahmals Zeitpunkt für die Festsetzung der 
Unternehmensziele und damit als maßgeblichen 
Zeitpunkt für die Zielvorgabe den 15.10.2019 an 
(LAG Köln, Urt. v. 06.02.2024, Az.: 4 Sa 390/23, 
Rn. 64).

Das LAG Nürnberg hatte im April 2024 über 
mehrere verspätete Zielvorgaben zu ent-
scheiden (LAG Nürnberg, Urt. v. 26.04.2024, 
Az.: 8 Sa 292/23, juris; LAG Nürnberg, Urt. v. 
24.04.2024, 2 Sa 293/23, juris; LAG Nürnberg, 
Urt. v. 11.04.2024, Az.: 5 Sa 296/23, juris). Ge-
gen alle drei Entscheidungen des LAG Nürnberg 
wurde Revision eingelegt (Az.: 10 AZR 114/24; 
Az.: 10 AZR 124/24; Az.: 10 AZR 125/24), so-
dass in Zukunft wohl mit einer höchstrichterli-
chen Entscheidung zu der Frage nach der Un-

möglichkeit bei den verspäteten Zielvorgaben 
gerechnet werden kann. Bei den Entscheidungen 
des LAG Nürnberg wurden die Unternehmenszie-
le am 26.10. des laufenden Geschäftsjahres und 
damit ähnlich spät wie in dem Fall des LAG Köln 
festgelegt.

Zu der Frage nach der rechtlichen Unmöglichkeit 
gem. § 275 Abs. 1 BGB führte das LAG Köln aus, 
dass die Zielvorgabe, wenn sie erst zu einem 
derart späten Zeitpunkt innerhalb der Zielperio-
de erfolgt, ihre Anreizfunktion nicht mehr sinn-
voll erfüllen kann. Sie sei dann so zu behandeln, 
als sei sie überhaupt nicht erfolgt (LAG Köln, Urt. 
v. 06.02.2024, Az.: 4 Sa 390/23, Rn. 64, juris):

„Ein derart später Zeitpunkt ist jedenfalls dann 
anzunehmen, wenn das Geschäftsjahr – wie 
hier – bereits zu mehr als drei Vierteln ab-
gelaufen ist (so im Ergebnis auch Kaempf, Ar-
bRAktuell 2022, 4, 7: Unmöglichkeit der Ziel-
vorgabe bei Ablauf von mehr als der Hälfte des 
Geschäftsjahres; offenlassend insoweit LAG Hes-
sen 30.04.2021–14 Sa 606/19 – Rn. 58). Dem 
Arbeitnehmer bleibt dann kein hinreichender 
Zeitraum mehr, die vorgegebenen Jahresziele 
effektiv zu verfolgen. Die Vereinbarung von Zie-
len ist sinnentleert, wenn diese nicht mehr der 
Motivation des Mitarbeiters dienen können.“

Das LAG Nürnberg hat in seinen Entscheidungen
hierauf Bezug genommen und sich der Recht-
sprechung des LAG Köln insoweit angeschlos-
sen (LAG Nürnberg, Urt. v. 26.04.2024, Az.: 8 
Sa 292/23, Rn. 60, juris; LAG Nürnberg, Urt. v. 
24.04.2024, Az.: 2 Sa 293/23, Rn. 45, juris; LAG 
Nürnberg, Urt. v. 11.04.2024, Az.: 5 Sa 296/23, 
Rn. 46, juris).

Das LAG Hamm hatte über einen Fall zu ent-
scheiden, in welchem dem Arbeitnehmer die 
Zielvorgaben „unstreitig frühestens Anfang 
Juni 2022“ mitgeteilt wurden (LAG Hamm, Urt. 
v. 05.07.2024, Az.: 12 Sa 1210/23). Das LAG 
Hamm entschied auch in diesem Fall, dass eine 
Unmöglichkeit im Sinne vom § 275 BGB einge-
treten ist. Hierbei ist jedoch zu beachten, dass 
der Arbeitnehmer bis April 2022 und ab Oktober 
2022 von seiner Arbeitspflicht freigestellt war, 
was das LAG Hamm ebenfalls bei der Frage nach 
der Unmöglichkeit berücksichtigt hatte (LAG 
Hamm, Urt. v. 05.07.2024, Az.: 12 Sa 1210/23, 
Rn. 81, juris).

Das LAG Hamm hat sich trotz des Umstandes der 
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zweimaligen Freistellung des Arbeitnehmers mit 
der Frage nach dem Eintritt der Unmöglichkeit 
bei einer verspätet erteilten Zielvorgabe ausei-
nandergesetzt (LAG Hamm, Urt. v. 05.07.2024, 
Az.: 12 Sa 1210/23, Rn. 79, juris):

„Denkbar ist in den Fällen, in denen eine Ziel-
vereinbarung oder eine Zielvorgabe verspätet 
getroffen bzw. mitgeteilt wird, danach zu un-
terscheiden, wann die entsprechende Zielver-
einbarung bzw. Zielvorgabe erfolgt ist; hierauf 
stellt die Kammer ab. Zu beachten ist, dass eine 
Zielvorgabe oder Zielvereinbarung, die erst 
nach der Hälfte der Zielperiode erfolgt, je-
denfalls überwiegend die Anreizfunktion 
nicht mehr erfüllen kann. In diesen Fällen ist 
es sachgerecht, eine Unmöglichkeit im Sinne 
des § 275 BGB anzunehmen, so dass eine der-
art verspätet erfolgte Zielvorgabe ebenso wie 
eine derart verspätet getroffene Zielvereinba-
rung mit einer gar nicht abgeschlossenen Ziel-
vereinbarung bzw. einer gar nicht erteilten 
Zielvorgabe und deren Rechtsfolgen gleich-
zusetzen ist (vgl. auch Kempf, Die ‚verspätete‘ 
Zielvereinbarung und Zielvorgabe, ArbRAktu-
ell 2022, 4) und zu einem Schadensersatzan-
spruch des Arbeitnehmers führt. Nur geringe 
Verspätungen bzw. Verzögerungen eines Ziel-
vereinbarungsprozesses bzw. einer einseitig zu 
erteilenden Zielvorgabe von einigen Tagen 
oder Wochen hingegen sind hinnehmbar 
und bleiben ohne Konsequenzen. Erst bei 
größeren Verzögerungen ab zwei – ggf. 
drei – Monaten (eine konkrete Festlegung ist 
für den hier zu entscheidenden Fall nicht erfor-
derlich und kann offen bleiben) ist dem Arbeit-
geber unter Berücksichtigung des vergangenen 
Zeitraums, in dem die Anreizfunktion über eine 
längere Zeit fehlte, sowohl bei der Vereinbarung 
von Zielen als auch bei einseitigen Zielvorga-
ben die Beweis- und Darlegungslast dafür 
aufzubürden, dass die Zielsetzung für den 
Arbeitnehmer erreichbar war.“

Das LAG Hamm differenziert hinsichtlich der Fra-
ge nach dem Zeitpunkt des Eintritts der Unmög-
lichkeit bei verspäteten Zielvorgaben danach, 
wann die Zielvorgabe erfolgt ist. So sei bei einer 
um einige Tage und Wochen verspätete Zielvor-
gabe noch nicht von einer Unmöglichkeit auszu-
gehen. Bei Verzögerungen ab zwei bzw. drei Mo-
naten sei dem Arbeitgeber die Darlegungs- und 
Beweislast für die Frage, ob die Zielsetzung für 
den Arbeitnehmer erreichbar war, aufzubürden.
Bei einer Zielvorgabe, die erst nach der Hälfte 

der Zielperiode erfolgt, sei davon auszugehen, 
dass die Anreizfunktion jedenfalls überwiegend 
nicht mehr erfüllt werden könne. In diesen Fällen 
sei von einer Unmöglichkeit auszugehen. Nach 
dem LAG Hamm ist der Zeitpunkt für die Annah-
me, dass die Anreizfunktion nicht mehr erfüllt 
werden kann, nach vorne zu verlagern. Die LAG 
in Köln und Nürnberg waren noch davon ausge-
gangen, dass erst bei einem Ablauf der Zielpe-
riode von drei Vierteln von der Nichterfüllbarkeit 
der Anreizfunktion der Zielvorgabe auszugehen
sei.

c. Weitere Ansätze zur Bestimmung der Un-
möglichkeit bei verspäteten Zielvorgaben

Sowohl das LAG Köln, als auch das LAG Hamm 
haben in ihren Ausführungen Bezug auf eine ju-
ristische Veröffentlichung aus dem Jahr 2022 ge-
nommen (Kempf, ArbRAktuell 2022, S.4). In der 
Veröffentlichung wird eine Zielperiode, die ab 
dem 01.01. des jeweiligen Jahres beginnt und 
am 31.12. endet, betrachtet. Gegenstand der 
Veröffentlichung ist eine Zielvorgabe, die erst 
am 01.07. erfolgt und damit verspätet ist. Der 
Autor hebt in diesem Zusammenhang die recht-
liche Einordnung der Zielvorgabe als einseitiges 
Leistungsbestimmungsrecht nach § 315 Abs.1 
BGB hervor und führt gleichzeitig aus, dass 
§ 315 BGB im Falle einer verspäteten Zielvor-
gabe nicht vollständig greifen könne. Denn auch
bei einer nachträglichen Festsetzung durch das 
Gericht nach § 315 Abs. 2 S. 2 BGB könne die 
Anreizfunktion, die auch der Zielvorgabe inne-
wohnt, nicht mehr vollständig erfüllt werden. Es 
sei daher eine Parallele zu den Zielvereinbarun-
gen zu ziehen. Eine Zielvorgabe, die erst nach 
der Hälfte der Zielperiode erfolge, könne folglich 
jedenfalls überwiegend die Anreizfunktion nicht
mehr erfüllen. Daher sei in diesem Fall eine Un-
möglichkeit im Sinne des § 275 BGB anzuneh-
men (Kempf, ArbRAktuell 2022, S. 4, 7).

Die Frage, ob das Gericht nach § 315 Abs. 2 S. 2 
BGB eine nachträgliche Festsetzung der Leistung 
vornehmen kann, betrifft nicht die Frage nach 
der Unmöglichkeit der Leistung.

Auch wenn das Gericht die billige Leistung gem. 
§ 315 Abs. 3 S. 2 HS 1 BGB festsetzt, kann der 
entstandene Anspruch doch anfänglich (§ 311a 
Abs. 1 BGB) oder nachträglich (§ 275 BGB) un-
möglich sein. Eine Festsetzung durch das Gericht 
hilft daher nicht über die Frage nach dem Eintritt 
der Unmöglichkeit hinweg.
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2. Eintritt der Unmöglichkeit bei verspätet 
abgeschlossenen Zielvereinbarungen

Bei verspätet abgeschlossenen Zielvereinbarun-
gen können folgende Abgrenzungskriterien zum 
Eintritt der rechtlichen Unmöglichkeit gem. 
§ 275 Abs. 1 BGB herangezogen werden:

▪ Wenn mehr als die Hälfte der Zielperiode ver-
gangen ist, kann die Zielvereinbarung ihre leis-
tungs- und motivationssteigernde Wirkung 
jedenfalls überwiegend nicht mehr entfalten, so-
dass bei einer solchen Vereinbarung von einer 
Unmöglichkeit der Zielerreichung auszugehen ist 
(Kempf, ArbRAktuell 2022, S. 4, 7).
▪ Eine Verspätung bzw. Verzögerung von drei 
Monaten soll nicht ohne Konsequenzen sein. 
Dem Arbeitgeber ist daher die Beweis- und Dar-
legungslast dafür aufzuerlegen, dass die Zielset-
zung, unter Berücksichtigung des vergangenen 
Zeitraumes und der Tatsache, dass die Anreiz-
funktion lange Zeit fehlte, für den Arbeitnehmer 
erreichbar war. Kann der Arbeitgeber dies nicht 
darlegen und beweisen, ist dieser Fall wie eine 
unterbliebene Zielvereinbarung zu behandeln, 
sodass der Arbeitnehmer den Bonus auf Basis 
einer 100 %-igen Zielerreichung verlangen kann 
(Kempf, ArbRAktuell 2022, S. 4, 7).
▪ Verspätungen von ein paar Tagen oder wenigen 
Wochen sind hingegen unbeachtlich (Kempf, Ar-
bRAktuell 2022, S. 4, 7).

Das LAG Hamm hat in seinen Entscheidungs-
gründen diese Argumentation für verspätete 
Zielvorgaben übernommen und setzt insofern 
die einseitigen Zielvorgaben mit Zielvereinba-
rungen gleich (LAG Hamm, Urt. v. 05.07.2024, 
Az.: 12 Sa 1210/23, Rn. 79, juris).

3. Übertragbarkeit der landesgerichtlichen 
Rechtsprechung zum Eintritt der Unmög-
lichkeit bei verspäteteten Zielvorgaben auf 
verspätet abgeschlossenen Zielvereinba-
rungen

Für verspätet abgeschlossene Zielvereinbarun-
gen gibt es bisher – ebenso wie für die verspäte-
ten Zielvorgaben – noch keine höchstrichterliche 
Rechtsprechung. Es stellt sich daher die Frage, 
ob die landesarbeitsgerichtliche Rechtsprechung 
zu den verspäteten Zielvorgaben aus dem Jahr 
2024 auf verspätet abgeschlossene Zielverein-
barungen übertragbar ist.

Das LAG Hamm führt wörtlich aus, dass „eine 

Zielvorgabe oder Zielvereinbarung, die erst 
nach der Hälfte der Zielperiode erfolgt, jeden-
falls überwiegend die Anreizfunktion nicht mehr 
erfüllen kann“ (LAG Hamm, Urt. v. 05.07.2024, 
Az.: 12 Sa 1210/23, Rn. 79, juris).

Nach dem LAG Hamm sind Zielvorgaben und 
Zielvereinbarungen gleichermaßen zu behan-
deln und an denselben zeitlichen Parametern zu 
messen. Das LAG Hamm hat in seinen Entschei-
dungsgründen die unter Punkt III. 2. dargestell-
te Argumentation zu den verspätet abgeschlos-
senen Zielvereinbarungen übernommen.

Eine weitere Stimme in der juristischen Literatur
spricht von „guten Argumenten“, die dafürspre-
chen, dass auch in kürzerer Zeit als der Hälf-
te der Zielperiode noch eine Zielerreichung zu 
schaffen ist und dementsprechend nicht schon 
Unmöglichkeit eintritt. Zur Begründung wird hier 
angeführt, dass eine verspätete Zielvereinba-
rung ihre motivierende Wirkung zumindest noch 
für einen anteiligen Zeitraum entfalte (Borows-
ki, SPA 2024, S. 38, 39). In dieser Abstraktheit 
kann dem aber nicht zugestimmt werden. Ob der 
Anspruch eines Arbeitgebers aus der Zielverein-
barung bzw. Zielvorgabe gem. § 275 Abs. 1 BGB 
unmöglich wird, der Primäranspruch des Arbeit-
nehmers auf die originäre Leistungsvergütung 
gem. § 326 Abs. 1 S. 1 Hs. 1 BGB erlischt und 
der Arbeitnehmer nur noch Sekundäransprüche, 
insbesondere Schadenersatzansprüche hat, be-
stimmt sich allein nach dem konkreten Inhalt 
des Rechtsgeschäfts. Bei einer Zielvereinbarung 
und Zielvorgabe ist es gerade Sinn und Zweck 
den Arbeitnehmer i. S. d. des Arbeitgeberwillens 
zu incentivieren. Diese Anreizfunktion ist aber 
keine teilbare Leistung, sondern kann nur ent-
weder erfüllt oder eben nicht erfüllt werden. Es
muss daher darauf ankommen „wie hoch die 
Ziele gesteckt“ und welche Art von Zielen dies 
sind. Sind die Ziele in der verbleibenden Zeit 
unter Berücksichtigung der Fähigkeiten des Ar-
beitnehmers, seiner vertraglichen Arbeitszeit 
und objektiven bzw. tatsächlichen Hürden er-
reichbar, kommt es in Betracht, dass die Ziel-
vereinbarung/Zielvorgabe ihre Anreizfunktion 
erfüllen kann. Ist dies unter Berücksichtigung 
der genannten Kriterien nicht der Fall, so kann 
der Arbeitnehmer die Ziele nicht erfüllen und es 
tritt subjektive Unmöglichkeit gem. § 275 Abs. 1 
Alt. 1 BGB ein. Insbesondere zu diskutieren ist, 
ob – wie von dem LAG Hamm aufgestellte – star-
re zeitliche Grenzen hinsichtlich der Frage, ab 
wann eine Unmöglichkeit vorliegt und ab wann 

>
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von einer Umkehr der Darlegungs- und Beweis-
last zugunsten des Arbeitnehmers auszugehen 
ist, unter Berücksichtigung der Vielfältigkeit der 
zu vereinbarenden Ziele überhaupt angemes-
sen sind. Denn die Umkehr der Darlegungs- und 
Beweislast mag dem Arbeitnehmer im Einzelfall 
zwar beweisrechtlich weiterhelfen; die materiell-
rechtlich zu beurteilende Frage, ob eine Unmög-
lichkeit bezüglich der Zielvorgabe in dem kon-
kreten Fall tatsächlich eingetreten ist, lässt sich 
damit jedoch nicht beantworten.

Wie bereits ausgeführt, ist die Unmöglichkeit in 
§ 275 BGB geregelt und meint, dass die Leistung 
subjektiv oder objektiv nicht erbringbar ist. Die 
konkrete, in den vorliegenden Fällen gemein-
te Leistung ist die Festlegung der Ziele in einer 
Zielvorgabe bzw. Vereinbarung der Ziele in einer 
Zielvereinbarung. Die Frage der Unmöglichkeit 
der Leistung richtet sich dabei nicht danach, ob
eine Zielvorgabe oder eine Zielvereinbarung vor-
liegt. Zwar bestehen hinsichtlich der Zielvorgabe
und der Zielvereinbarung dogmatische Unter-
schiede, die aus dem Umstand herrühren, dass 
es sich bei der Zielvorgabe um ein Gestaltungs-
recht des Arbeitgebers handelt, welches durch 
eine rechtsgeschäftliche, empfangsbedürftige 
Willenserklärung ausgeübt wird (Würdinger, in: 
MüKoBGB 9. Aufl., BGB, § 315, Rn. 44), wo-
hingegen die Zielvereinbarung einen Vertrags-
schluss nach den §§ 145 ff. BGB voraussetzt und 
durch übereinstimmende Willenserklärung zu-
stande kommt. Die Frage nach dem Eintritt der 
Unmöglichkeit betrifft jedoch nicht die Ebene des 
Vertragsschlusses bzw. die Ausübung eines ar-
beitgeberseitigen Leistungsbestimmungsrechts 
nach § 315 BGB, sondern die Sekundäransprü-
che bzw. das Erlöschen des Primäranspruches. 
Grund hierfür ist, dass das arbeitsvertragliche 
Verhältnis durch die verspätete Zielvorgabe bzw. 
Zielvereinbarung gestört wurde und dass der 
Arbeitnehmer infolge der verspäteten Zielvor-
gabe nach Abschluss der Zielperiode nicht die-
jenige variable Vergütung erhalten hat, die er 
erhalten hätte, wenn ihm die festgelegten bzw. 
vereinbarten Ziele bereits zu Beginn der Zielpe-
riode bekannt gewesen wären. Daher geht es 
dem Arbeitnehmer nicht mehr darum, dass nach 
Schadenseintritt noch Ziele festgelegt bzw. ver-
einbart werden (Erfüllungsanspruch), sondern er 
begehrt Schadensersatz statt der Leistung (LAG 
Schleswig-Holstein, Urt. v. 23.07.2024, Az.: 3 Sa 
21/24, Rn. 142, juris).

Bei der Frage nach dem Vorliegen der Unmöglich-
keit ist daher bei der Zielvorgabe zu prüfen, ob 

die Zielvorgabe noch ihre Anreizfunktion sinnvoll 
erfüllen kann; dabei kann auch die Frage aufge-
worfen werden, ob noch ein hinreichender Zeit-
raum verbleibt, um die festgelegten Ziele effek-
tiv zu verfolgen (LAG Köln, Urt. v. 06.02.2024, 
Az.: 4 Sa 390/23, Rn. 61, juris). Diese Erwägun-
gen lassen sich genauso auf Zielvereinbarungen 
übertragen.

Insbesondere bei Zielvereinbarungen ist in die-
sem Zusammenhang allerdings die Initiativlast 
zu beachten. Nicht alle Arbeitsverträge sehen 
eine eindeutige Initiativpflicht des Arbeitgebers 
vor. In diesen Fällen stellt sich die Frage, inwie-
weit eine Kürzung des Schadensersatzanspru-
ches des Arbeitnehmers wegen Mitverschulden 
des Arbeitnehmers in Betracht kommt. Das LAG 
Schleswig-Holstein hat im Zusammenhang mit 
dem unter II. dargestellten Urteil dargelegt, 
dass bei einer nicht zustande gekommenen Ziel-
vereinbarung nicht stets davon auszugehen ist, 
dass nur der Arbeitgeber die Initiative zu ergrei-
fen hat. Hiernach ist nicht allein der Arbeitge-
ber auf Grund seines Direktionsrechts dazu ver-
pflichtet, ein Gespräch mit dem Arbeitnehmer 
über mögliche Ziele und deren Gewichtung an-
zuberaumen, wenn nicht ausdrücklich geregelt 
ist, dass der Arbeitgeber die Initiative zur Füh-
rung des Gesprächs über die Zielvereinbarung zu 
führen hat. Es reiche allerdings aus, wenn der 
Arbeitnehmer den Arbeitgeber zu Verhandlungen 
über die Zielvereinbarung auffordere, so das LAG 
Schleswig-Holstein weiter (LAG Schleswig-Hol-
stein, Urt. v. 11.07.2023, Az.: 2 Sa 150/22, Rn. 
54, juris).

4. Ansprüche bei Nichtvorliegen der Un-
möglichkeit

Sowohl in dem Fall, den das LAG Schleswig-Hol-
stein zu entscheiden hatte, als auch in den Fäl-
len, über die die LAG Köln, Nürnberg und Ham-
mentschieden haben, sind die Gerichte von dem 
Vorliegen der Unmöglichkeit ausgegangen. Es 
stellt sich allerdings die Frage, ob und wenn ja, 
welche Ansprüche dem Arbeitnehmer zustehen, 
wenn eine Unmöglichkeit nicht bejaht werden 
kann. Dabei ist insbesondere an Fälle zu den-
ken, bei denen die Zielvorgabe bzw. die Zielver-
einbarung zu einem Zeitpunkt festgesetzt bzw. 
abgeschlossen wurde, zu dem die Anreizfunkti-
on nicht ausgeschlossen ist. Dem Arbeitnehmer 
steht dann zur Erfüllung der Ziele allerdings nur 
noch ein verkürzter Zeitraum zur Verfügung, was 
bei  der Festsetzung bzw. der Vereinbarung der
Ziele jedoch keine Berücksichtigung gefunden 
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haben kann.

Das LAG Hamm nimmt bei einer Verspätung 
von zwei bis drei Monaten an, dass in diesem 
Fall eine Umkehr der Darlegungsund Beweislast 
für die Erreichbarkeit der Zielsetzung durch den 
Arbeitnehmer an, die dem Arbeitgeber aufzu-
erlegen sei. Das LAG Hamm führt hierzu weiter 
aus (LAG Hamm, Urt. v. 05.07.2024, Az.: 12 Sa 
1210/23, Rn. 79, juris):

„Kann der Arbeitgeber dies nicht darlegen und 
beweisen, ist dieser Fall wie eine unterbliebene 
Zielvereinbarung bzw. unterbliebene Zielvorga-
be zu behandeln, so dass der Arbeitnehmer den 
Bonus auf Basis einer 100%-igen Zielerreichung 
im Rahmen eines Schadensersatzanspruchs 
verlangen kann.“

Um was für einen Schadensersatzanspruch es 
sich handelt, lässt das LAG Hamm indes offen, es 
dürfte jedoch naheliegen, dass das LAG Hamm 
auch hier von einem Anspruch nach §§ 280 Abs. 
1, Abs. 3, 283 BGB ausgeht. Ob in den Fällen, in 
denen die Zielvorgabe bzw. die Zielvereinbarung 
lediglich mit einer Verspätung von zwei oder drei 
Monaten von einer Unmöglichkeit ausgegangen 
werden kann, ist aber fraglich. Denn zum einen 
ist in solchen Fällen noch nicht viel Zeit verstri-
chen (maximal ein Viertel der Zielperiode) und 
zum anderen bleibt noch viel Zeit (mindestens 
drei Viertel der Zielperiode), um zumindest zu 
versuchen, die gesetzten bzw. vereinbarten Ziele 
zu erreichen. Weiterhin ist in diesen Fällen auch 
nicht davon auszugehen, dass die Anreizfunktion 
gänzlich entfällt. Bleiben dem Arbeitnehmer ab 
dem Zeitpunkt der Zielsetzung bzw. Zielverein-
barung noch drei Viertel des Jahres zur Zieler-
reichung, motivieren ihn die Ziele jedenfalls für 
diesen Zeitraum.

In diesen Fällen ist beispielsweise an Schadens-
ersatzansprüche aus §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 
BGB oder nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB 
zu denken.

Nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB kann 
der Arbeitnehmer denjenigen Schaden ersetzt 
verlangen, der ihm durch die Verzögerung der 
Leistung entstanden ist (Verzugsschaden). Bei 
diesem Sekundäranspruch handelt es sich um 
einen Anspruch auf Schadensersatz neben der 
Leistung. Der Schadensersatzanspruch nach §§ 
280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB setzt als Pflichtver-
letzung des Arbeitgebers die Verletzung der in 
§ 241 Abs. 2 BGB bezeichneten Schutz- und 

Rücksichtnahmepflichten voraus. Nach § 241 
Abs. 2 BGB ist der Schuldner, also der Arbeit-
geber, zur Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgü-
ter und Interessen des anderen Teils, also des 
Arbeitnehmers, verpflichtet. Diese Pflichten nach
§ 241 Abs. 2 BGB gelten auch im Arbeitsverhält-
nis und haben in §§ 612a, 618 BGB eine beson-
dere Ausprägung gefunden. Diese sogenannten 
Nebenpflichten dienen dazu, die Erbringung der 
Hauptleistung vorzubereiten und zu fördern, die 
Leistungsmöglichkeit zu erhalten und den Leis-
tungserfolg zu sichern (Preis/Greiner, in: Erfur-
ter Kommentar, 24. Aufl. 2024, § 611a BGB, Rn. 
809).

Der Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, 2, 286 BGB 
setzt den Verzug des Schuldners (Arbeitsge-
bers), der eine Pflichtverletzung darstellt, vo-
raus. Darüber hinaus setzt der Anspruch nach 
§§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB als zusätzliche 
Voraussetzung die Mahnung voraus. Oftmals ist 
in den Arbeitsverträgen bereits geregelt, bis zu 
welchem Zeitpunkt die Zielvorgabe zu machen 
bzw. die Zielvereinbarung abzuschließen ist. Ist 
in dem Arbeitsvertrag beispielsweise ein konkre-
tes Datum benannt, bis zu welchem die Zielver-
einbarung abzuschließen bzw. die Zielvorgabe zu 
machen ist, gerät der Arbeitgeber in Schuldner-
verzug, wenn die Ziele bis zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht bestimmt sind (Schönhöft, Betriebs-
berater 2013, S. 1530). Daneben ist zu beach-
ten, dass die Regelung eines Zeitpunktes zum 
Abschluss der Zielvereinbarung nach § 286 Abs. 
2 Nr. 1 BGB eine Mahnung entbehrlich machen 
kann (Schönhöft, Betriebsberater 2013, S. 1529, 
1530). Die zusätzliche Voraussetzung der Mah-
nung, die § 286 Abs. 1 statuiert, entfällt damit.

Da der Schuldnerverzug nach § 286 BGB die 
Möglichkeit der Leistung voraussetzt, stellt sich 
immer die Frage, bis zu welchem Zeitpunkt die 
Leistung noch nachgeholt werden kann. Jeden-
falls nach einem halben Jahr (so das LAG Hamm) 
bzw. nach einem dreiviertel Jahr (so die LAG 
Köln und Nürnberg), soll sich die Möglichkeit in 
eine Unmöglichkeit wandeln.

a. Abgrenzung: Schadensersatz statt der 
Leistungen oder neben der Leistung

Wie bereits erwähnt, handelt es sich bei dem 
Schadensersatzanspruch nach §§ 280 Abs. 1, 
Abs. 2, 286 BGB um einen Schadensersatzan-
spruch neben der Leistung. Einen Anspruch auf 
Schadensersatz statt der Leistung
hätte der Arbeitnehmer nur dann, wenn neben 
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der Verletzung einer Pflicht nach § 241 Abs. 2 
BGB auch die zusätzlichen Voraussetzungen des 
§ 282 BGB vorliegen (Bachmann, in: MüKoB-
GB 9. Aufl. 2022, BGB, § 241, Rn. 74). § 282 
BGB setzt die Unzumutbarkeit der Leistungser-
bringung durch den Arbeitgeber für den Arbeit-
nehmer voraus, an die hohe Anforderungen zu 
stellen sind (Lorenz, in: BeckOK BGB, 71. Ed., 
01.08.2024, BGB, § 282 Rn. 3).

Für die Abgrenzung des Schadensersatzes statt 
der Leistung von dem Schadensersatz neben der 
Leistung gibt es unterschiedliche Ansätze (Beni-
cke/Hellwig, NJW 2014, S. 1697, 1697).

Nach einer Ansicht ist zur Abgrenzung im Aus-
gangspunkt ein zeitlich-dynamisches Kriterium 
heranzuziehen. Der Schadensersatz statt der 
Leistung umfasst demnach alle Schadenspositio-
nen, die verhindert, vermieden, behoben, abge-
wendet oder beseitigt worden wären, wenn die 
Leistung oder Nacherfüllung im letztmöglichen 
Zeitpunkt noch erbracht worden wäre. Der Scha-
densersatz neben der Leistung soll dagegen die-
jenigen Schadenspositionen erfassen, die zu die-
sem Zeitpunkt bereits endgültig eingetreten sind 
(Benicke/Hellwig, NJW 2014, S. 1697, 1701).

Der Schaden (finanzielle Einbuße wegen der 
Nichterreichung aller Ziele) wäre nicht entfallen, 
wenn die Leistung im letztmöglichen Zeitpunkt 
vor Eintritt der Unmöglichkeit noch erbracht wor-
den wäre. Denn auch bei einer Zielvereinbarung 
im letztmöglichen Zeitpunkt hätte die Zielverein-
barung bzw. die Zielvorgabe ihre Anreizfunkti-
on nicht voll erfüllen können. Der Arbeitnehmer 
hätte bis zum letztmöglichen Zeitpunkt keine 
Kenntnis von den Zielen gehabt und konnte in 
diesem Zeitraum nicht motiviert sein, diese zu 
erreichen. Nach dieser Ansicht ist die betreffen-
de Schadensposition mithin dem Schadenersatz 
neben der Leistung zuzuordnen.

Weiterhin ist es möglich, den Unterschied zwi-
schen dem Schadensersatz neben der Leistung 
und dem Schadensersatz statt der Leistung bei 
der Schadensberechnung zu berücksichtigen:

Die tatsächliche Situation ist beim Schadenser-
satz statt der Leistung dadurch gekennzeichnet, 
dass der Gläubiger die Primärleistung nicht (wie 
geschuldet) erhalten hat und auch endgültig 
nicht mehr erhalten wird. Insoweit ist der er-
folglose Fristablauf von Bedeutung. Er berechtigt 
den Gläubiger, auf die Erfüllung der Primärleis-
tungspflicht zu verzichten und die tatsächliche 

Lage dementsprechend zu gestalten. Ist die er-
forderliche Nachfrist nicht erfolglos abgelaufen, 
eine Fristsetzung nicht entbehrlich (§ 281 Abs. 2 
BGB) oder nicht sinnlos (§§ 283, 275 Abs. 1 bis 3 
BGB), so kann der Gläubiger nur Schadensersatz 
neben der Leistung verlangen. In diesem Fall ist 
die tatsächliche Situation dadurch gekennzeich-
net, dass die Primärleistung, wenn auch verspä-
tet, doch noch wie geschuldet erbracht worden 
ist bzw. dass der Gläubiger noch einen Anspruch 
auf die ordnungsgemäße Erbringung der Primär-
leistung hat. Indem bei der Schadensberechnung
berücksichtigt wird, dass der Gläubiger die Pri-
märleistung noch wie geschuldet erhalten hat 
bzw. hierauf noch einen Anspruch hat, wird das 
Recht des Schuldners, die Leistung vor Ablauf 
der Frist noch zu erbringen, schadensrechtlich 
gewahrt (Benicke/Hellwig, NJW 2014, S. 1697, 
1702).

Der Arbeitnehmer behält seinen Anspruch auf 
Zielfestsetzung bzw. Zielvereinbarung bis zum 
Zeitpunkt des Eintritts der Unmöglichkeit. Aller-
dings ist zu beachten, dass er bei einer verspä-
teten Zielvereinbarung zwar die Primärleistung 
(Zielvereinbarung bzw. Zielvorgabe) erhalten 
hat, diese aber nicht zum geschuldeten Zeit-
punkt, sodass auch nach diesem Ansatz von 
einem Schadensersatzanspruch neben der Leis-
tung auszugehen ist, wenn die Verzögerung der 
Zielvorgabe bzw. Zielvereinbarung nicht aus-
reicht, um eine Unmöglichkeit zu begründen.

b. Abgrenzung des Schuldnerverzugs von 
der	Nebenpflichtverletzung

In Betracht kommt allerdings auch, anstelle ei-
nes Anspruchs nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 
BGB einen Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, 241 
Abs. 2 BGB anzunehmen. Bei beiden Ansprüchen 
ist jedoch die im ersten Beitragsteil bereits an-
gesprochene Initiativlast des Arbeitgebers zu be-
rücksichtigen, die sich je nach Verteilung auf die 
Ansprüche des Arbeitnehmers auswirken kann. 
Die Initiativlast kann bei Zielvereinbarungen 
beim Arbeitgeber, beim Arbeitnehmer oder bei 
beiden Vertragsparteien liegen. Bei Zielvorgaben 
scheidet eine einseitige Initiativlast des Arbeit-
nehmers aus.

aa. Initiativlast bei dem Arbeitgeber

Ist arbeitsvertraglich vorgeschrieben, dass den 
Arbeitgeber die Verhandlungspflicht und Initia-
tivlast bei Zielvereinbarungen trifft und kommt 
der Arbeitgeber nicht vor dem vertraglich festge-
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schriebenen Ende der Frist für den Abschluss der 
Zielvereinbarung auf den Arbeitnehmer zu, um 
die Zielvereinbarung zu verhandeln oder ihm die
Zielvorgabe zu setzen, verletzt er seine arbeits-
vertraglichen Nebenpflichten. In diesen Fällen 
kommt daher auch ein Anspruch auf Schadens-
ersatz in Betracht, der in Abgrenzung zu dem 
Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB 
keine Mahnung erfordert. Bei Zielvorgaben ist 
zu beachten, dass diese von dem Arbeitgeber 
einseitig gestellt werden, sodass eine Verhand-
lungspflicht des Arbeitnehmers ausscheidet und
ferner anzunehmen ist, dass auch die Initiativlast 
beim Arbeitgeber liegt (Schönhöft, Betriebsbera-
ter 2013, S. 1529, 1529). 

bb. Initiativlast bei dem Arbeitnehmer

Liegt bei einer Zielvereinbarung die Initiativlast 
und die Verhandlungspflicht durch eine entspre-
chende arbeitsvertragliche Regelung bei dem 
Arbeitnehmer, wird regelmäßig davon auszuge-
hen sein, dass eine Nebenpflichtverletzung des 
Arbeitgebers bei Nichtverhandlung bzw. Nicht-
ergreifen der Initiative ausscheidet (Schönhöft, 
Betriebsberater 2013, S. 1529, 1530). Ein Scha-
densersatzanspruch nach §§ 280 Abs. 1, 241 
Abs. 2 BGB wäre in diesem Fall zu verneinen. 
Löst man diesen Fall über §§ 280 Abs. 1, Abs. 2,
286 BGB, dürfte die fehlende Initiative des Ar-
beitnehmers sich im Rahmen von § 254 BGB 
auswirken, sofern der Arbeitsvertrag eine Rege-
lung dazu enthält, bis wann die Zielvereinbarung 
abzuschließen ist. Enthält der Arbeitsvertrag 
keine Regelung dazu, wird eine Mahnung des 
Arbeitnehmers erforderlich sein. Wenn der Ar-
beitnehmer seiner Initiativlast nicht nachkommt, 
wird auch keine Mahnung vorliegen, sodass auch 
ein Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 
BGB in diesen Fällen ausscheidet.

cc. Initiativlast bei Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer

Trifft der Vertrag keine Regelung zur Initiativlast
und Verhandlungspflicht oder liegt diese gleicher-
maßen bei dem Arbeitgeber und demArbeitneh-
mer, wirkt sich das Nichtergreifen der Initiative 
durch den Arbeitnehmer auf Ebene des Mitver-
schuldens aus. Zudem kann im Rahmen von 
§ 286 BGB für die Fälle, in denen die Mahnung 
des Arbeitnehmers nicht nach § 286 Abs. 2 BGB 
entbehrlich ist und eine Initiative des Arbeitneh-
mers zur Verhandlung der Zielvereinbarung nicht
ersichtlich ist, der Schadensersatzanspruch an 
dem Nichtvorliegen einer Mahnung scheitern.

dd. Zusammenfassung

Während die maßgebliche Pflichtverletzung des 
§ 241 Abs. 2 BGB daher aus der Verletzung einer 
nebenvertraglichen Pflicht herrührt, kommt es 
bei § 286 BGB entscheidend auf den Schuldner-
verzug an. In dem Fall der verspäteten Zielver-
einbarung bzw. Zielvorgabe liegen beide Pflicht-
verletzungen nahe. Sofern vertraglich festgelegt 
ist, bis wann eine Zielvereinbarung bzw. Zielvor-
gabe abgeschlossen sein muss und eine Mah-
nung (§ 286 Abs. 1 BGB) insoweit entbehrlich 
ist, ist eine trennscharfe Abgrenzung der beiden
Schadensersatzansprüche entbehrlich, da die 
zusätzliche Voraussetzung der Mahnung ent-
fällt. Es kann jedoch auch Fälle geben, in denen 
es auf die Mahnung ankommt. In diesen Fällen 
scheidet bei Nichtvorliegen einer Mahnung der 
Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB 
aus, wohingegen der Anspruch nach §§ 280 Abs. 
1, 241 Abs. 2 BGB grundsätzlich bestehen kann, 
jedoch der zu ersetzende Schaden im Rahmen 
der Rechtsfolge des Anspruches um den Grad 
des Mitverschuldens des Arbeitnehmers zu kür-
zen ist.

c. Beachtung der Rechtsprechung des 
LAG Hamm vom 05.07.2024 (Az.: 12 Sa 
1210/23)

Nachdembereits festgestellt wurde, dass die 
Rechtsprechung des LAG Hamm sowohl auf 
Zielvorgaben, als auch auf Zielvereinbarungen 
Anwendung findet, wäre im Sinne dieser Recht-
sprechung zudem jedenfalls bei Verzögerungen  
von zwei- ggf. drei – Monaten zu berücksichti-
gen, dem Arbeitgeber für den vergangenen Zeit-
raum, in dem die Anreizfunktion fehlte, sowohl 
bei der Vereinbarung von Zielen als auch bei 
einseitigen Zielvorgaben die Beweis- und Dar-
legungslast dafür aufzubürden, dass das Ziel 
für den Arbeitnehmer erreichbar war. Das LAG 
Hamm scheint auch in diesen Fällen davon aus-
zugehen, dass eine Verzögerung der Zielvorga-
be bzw. Zielvereinbarung ausreichen kann, um 
diese mit einer unterbliebenen Zielvereinbarung 
bzw. Zielvorgabe gleichzusetzen (LAG Hamm, 
Urt. v. 05.07.2024, Az.: 12 Sa 1210/23, Rn. 79, 
juris). Dies würde allerdings gegen die Annahme 
eines Schadensersatzanspruchs aus §§ 280 Abs. 
1, Abs. 2, 286 BGB und für die Annahme eines 
Schadensersatzanspruchs nach §§ 280 Abs. 1, 
Abs. 3, 283 BGB sprechen. 

Darüber hinaus ist im Rahmen der Feststellung 
des Schadens ein möglicherweise bestehendes 
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Mitverschulden des Arbeitnehmers, wenn diesen 
bei Zielvereinbarungen die Initiativlast trifft bzw. 
die Verteilung der Initiativlast nicht klar geregelt 
ist, zu berücksichtigen.

d. Ergebnis

Letztlich bleibt abzuwarten, wie sich die höch-
strichterliche Rechtsprechung zu Fällen, in de-
nen eine Unmöglichkeit abzulehnen ist, verhal-
ten wird. Ein Anspruch auf Schadensersatz statt 
der Leistung liegt jedenfalls fern. Ein Anspruch 
nach § 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB lässt sich 
begründen, wenn der Arbeitgeber seiner Pflicht, 
die Ziele zu vereinbaren bzw. festzulegen, nicht 
nachkommt. Ein Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, 
Abs. 2, 286 BGB setzt den Schuldnerverzug vo-
raus, der grundsätzlich eine Mahnung durch den 
Arbeitnehmer erforderlich macht. Bei dem An-
spruch nach §§ 280 Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB 
ist allerdings in den Fällen, in denen eine Frist 
für die Vereinbarung bzw. Festsetzung der Ziele 
vertraglich geregelt ist, davon auszugehen, dass 
eine Mahnung entbehrlich ist. Zudem ist im Rah-
men der Schadensersatzansprüche zu berück-
sichtigen, ob die Initiativlast zur Vereinbarung 
der Ziele bzw. zur Festlegung der Ziele bei dem 
Arbeitgeber, bei dem Arbeitnehmer oder bei be 
den Vertragsparteien gleichermaßen liegt. Trägt
auch der Arbeitnehmer die Initiativlast, ist immer 
zu prüfen, ob der Schadensersatzanspruch des 
Arbeitnehmers um ein Mitverschulden des Ar-
beitnehmers zu kürzen ist bzw. ob ein Anspruch 
nach §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB überhaupt 
vorliegt, wenn die Initiativlast allein beim Arbeit-
nehmer liegt und eine (Neben-)Pflichtverletzung 
des Arbeitgebers nicht ersichtlich ist.

III. Zusammenfassung

Der zweite Teil der Beitragsreihe hat sich einlei-
tend mit dem Urteil des LAG Schleswig-Holstein 
zur Thematik des Nichtabschlusses von Zielver-
einbarungen befasst. Das LAG Schleswig-Hol-
stein hat dabei – der höchstrichterlichen Recht-
sprechung des BAG folgend – festgestellt, dass 
bei einer Zielvereinbarung, die nicht während 
der Zielperiode abgeschlossen wurde, ein Scha-
densersatzanspruch des Arbeitnehmers wegen 
rechtlicher Unmöglichkeit entstehen kann. Das 
Urteil ist deswegen interessant, weil es zeigt, 
dass die seit Jahren gefestigte arbeitsgerichtli-
che Rechtsprechung auch für Radiologen, die als 
Chefärzte tätig sind, relevant ist. 

In dem zweiten Teil dieses Beitrages haben wir 
uns mit verspäteten Zielvorgaben und verspä-
tet abgeschlossenen Zielvereinbarungen befasst. 
Anlass hierfür waren verschiedene landesarbeits-
gerichtliche Urteile aus dem vergangenen Jahr, 
die sich mit der Frage nach dem Eintritt der Un-
möglichkeit bei Zielvorgaben befasst haben. In 
Abgrenzung zu Zielvereinbarungen werden Ziel-
vorgaben einseitig vom Arbeitgeber bestimmt. 
In diesem Punkt ist der erste Unterschied zu dem 
Sachverhalt, der dem LAG Schleswig-Holstein zu-
grunde lag, zu sehen. Ein weiterer, wesentlicher 
Unterschied ist, dass die Ziele alle noch während 
der Zielperiode festgesetzt wurden und insoweit 
die Frage aufgeworfen werden musste, ob in die-
sen Fällen Unmöglichkeit nach § 275 BGB ein-
getreten ist. Alle drei LAG beantworteten diese 
Frage mit „Ja“. Insbesondere das LAG Hamm, 
von dem das aktuellste Urteil stammt, machte 
in diesem Zusammenhang Ausführungen zu der 
Frage, ab wann in zeitlicher Hinsicht von einer 
Unmöglichkeit auszugehen ist. Das LAG Hamm 
ließ dabei sechs Monate ausreichen.

Die Urteile des LAG Schleswig-Holstein und den 
LAG Köln, Nürnberg und Hamm verweisen alle 
auf eine Funktion von Zielvereinbarungen bzw. 
Zielvorgaben, die in diesem zweiten Teil der 
Beitragsreihe im Fokus stand: Die Anreizfunkti-
on. Die Vereinbarung einer variablen Vergütung 
durch Zielvereinbarungen oder Zielvorgaben 
ist ein beliebtes Mittel, um die Arbeitnehmer 
zu Leistung zu motivieren. Für die Zielvorga-
ben haben die LAG Köln und Nürnberg zunächst 
entscheiden, dass von einer Unmöglichkeit aus-
zugehen ist, wenn bereits drei Viertel der Ziel-
periode abgelaufen sind. Das LAG Hamm nahm 
bereits bei dem Ablauf der Hälfte der Zielperiode 
eine Unmöglichkeit an. Ab wann die Anreizfunk-
tion nicht mehr erfüllt werden kann, ist für Ziel-
vereinbarungen noch nicht entschieden. Es stellt 
sich daher die Frage, ob die Urteile der LAG Köln, 
Nürnberg und Hamm auf die Fälle verspätet ab-
geschlossener Zielvereinbarungen zu übertragen 
sind. Hierfür spricht vor allem die gleich gela-
gerte Interessenlage bei Zielvereinbarungen und 
Zielvorgaben sowie der Umstand, dass die Frage,
ob es sich um eine zweiseitige Willenserklärung 
(Zielvereinbarung) oder um eine einseitige Leis-
tungsbestimmung (Zielvorgabe) handelt, für die 
Sekundäransprüche auf Schadensersatz eine un-
tergeordnete Rolle spielt.

Weiterhin hat sich dieser Beitragsteil mit der Fra-
ge auseinandergesetzt, welche Schadensersat-
zansprüche in Betracht kommen, wenn nicht von 



Seite 12

Radiologie & Recht
RÖFO-BEITRAG 1 | SEITE 96 - 103 | JANUAR 2025

einer Unmöglichkeit ausgegangen werden kann, 
der Arbeitnehmer aber dennoch einen finanziel-
len Schaden durch die verspätete Zielfestsetzung 
bzw. Zielvereinbarung erlitten hat. Hier kommen 
insbesondere Ansprüche aus §§ 280 Abs. 1, 241 
Abs. 2 BGB und aus §§ 280 Abs.1, Abs. 2, 286 
BGB in Betracht. Ein Anspruch auf Schadenser-
satz statt der Leistung, bei dem neben den Vor-
aussetzungen des § 241 Abs. 2 BGB auch die Vo-
raussetzungen des § 282 BGB vorliegen müssen,
ist abzulehnen. Bei dem Anspruch aus §§ 280 
Abs. 1, Abs. 2, 286 BGB ist zu beachten, dass 
dieser eine Mahnung durch den Arbeitnehmer 
voraussetzt. Diese Mahnung kann aber entbehr-
lich sein, wenn arbeitsvertraglich festgelegt ist, 
bis zu welchem Zeitpunkt eine Zielvereinbarung 
abzuschließen bzw. eine Zielvorgabe zu machen 
ist. Bei einem Anspruch nach §§ 280 Abs. 1, 241 
Abs. 2 BGB ist eine (Neben-)Pflichtverletzung 
des Arbeitgebers erforderlich, die dann vorliegt, 
wenn der Arbeitgeber zumindest auch die Initi-
ativlast zur Vereinbarung bzw. Festsetzung der 
Ziele trägt und dieser Pflicht nicht nachkommt. 
Trägt neben dem Arbeitgeber auch der Arbeit-
nehmer die Initiativlast, ist zu prüfen, ob der 
Schadensersatzanspruch des Arbeitnehmers um 
sein Mitverschulden (§ 254 BGB) zu kürzen ist. 
Trägt der Arbeitnehmer die Initiativlast bei einer 
Zielvereinbarung allein und kommt nicht auf den
Arbeitgeber zu, dürfte ein Schadensersatzan-
spruch nach §§ 280 Abs. 1, 241 Abs. 2 BGB an 
der fehlenden Pflichtverletzung des Arbeitgebers
scheitern. Bei einem Anspruch nach §§ 280 Abs. 
1, Abs. 2, 286 BGB ist immer zu prüfen, ob die 
Mahnung entbehrlich war. Zudem ist auch hier 
die Verteilung der Initiativlast zu beachten, die 
sich auf Tatbestandsebene und im Rahmen des 
Mitverschuldens auswirken kann. 
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